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bestimmte V'erk,ehrsaufkOlll'ffiien und das 
klOnkurrierende VerkehrsangebDt werden 
als Komponenten dies,er Größe angeführt. 
- Dann die technischen Haßstäbe für 
Kapazitlit lmd Leistung ,"on Schienen­
bahnen, ,ebenso ,die korrespondIevenden 
wirtschaftlichen Maßstäbe 'Und schließ­
lich das P1'ObIem des raumwirtschaftlichen 
Verkehrswertes. 
Die Hauptalusführungen wenden sich zu­
niichst der "ßunktion zwischen raum­
typischem V,erkehrsaufk'ommen IU nd T.rans­
portleistung der Bahn (am Beispiel der 
niedersächsischen Stichbahnen) zu. Nach 
der sehr instruktiven Erläuterung ver­
schiedener Verfahren zur "K'emlZ'eichnung 
'des V,erkehrsraumes" wird dne M!ethode 
zur "Erfassung IOder fundierten Schlitzung 
des raumwirtschaftlichbedingt'en Ver-

. kehrsaufkommens" praktisch erpnobt und 
durch V,ergleich mit den (durch SDnder­
,erhebung gewonnenen) Werfen als ridltig 
nachgewiesen. Untersuchungen über die 
effektiven Tmnsportleisfungen ergiil1z,en 
die Umgrenzung der räumlichen Ver­
kehrseffizienz. 
Damit können - definitmisch - die 
Funktionel1 eines V,erkehrsträgers, Mer 
Nebenhahn (Agglomeration, Melimatilon. 
Degl'Dmeratilon usw.), festgelegt werden. 
In dem ntm flOlgenden Abschnitt geht ,es 

um die "Verkehrsldsuung vlon Stichbahnen 
als Basis für die Beurteilung ihrer wirt­
schaftlichen Wirkung,en, der y,erk'ehrseffi­
zienz". Grtllldlage ist dne Analyse der 
Tarifgestaltung und der Küstenstruktur, 
VOll der der Betriebs'erf:iolg abhängt. Die 
Abhandlung gipfelt schl1eßlich in der Ent­
wicklung dner Meßziffer für dioe Ver­
kehrs·effizi,enz. DLes'er M'aßstab der wirt­
schaftlichen Gesamtleistung, aus den mit 
der Beförderung 'erzieHen Entgdten ge­
wonnen, 'erlaubt 'es" mit HiHe statistischer 
MethIOden die mumwirtschaftliche Bedeu­
tung vlOn Schienen.balmen zu erfass·en. 

Die Abhandlung ist als durchaus originell 
un.d anregend zu bezeichnen. Wenn auch 
füglieh bezweifelt werden darf. daß sich 
in Wirtschafts- und Verkehrsrä'llmen mit 
differenzierter Wirtschaftsstruktur 1tI1ld 
kompliziert,er,en Wdtbewerbsv:erh1ilttüssen 
unter den Verkehrstriigern. als di'es in 
Niedersachsen z. B. der Fall ist, mit Hilfe 
dieses Haßstabes gl,eich 'eindeutige Unter­
suchllngsergebnisse finden lassen, 510. ist 
hier dDch .ein W'eg gewiesen, der dem 
Grundanliegen ger'echt werden kann: Der 
Erkenntnis der die raumwirtschaftliche:l 
Funkti-onen des Verkehrs, die noch viel 
zu wenig Berücksichtigung bei verkehrs­
politischen Entscheidungen finden. be­
stimmenden Größen. Dr. Seidenfus 
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Zum Problem der Einschränkung 
der gelueinwirtschaftlichen Verlrehrsbedienung 

, durch die Eisenbahn 
Von Dr. F. J. Schroiff 

Einleitung: 
Ob ,es sich um F1lag>en der Wiederherstellung der Wirtschaftlichkeit der D'eut,< 
sehen Bundeshahn, ob ,es sich um Fr:agen der Tarifpolitik, der Zusammenarbeit 
der Y,erkehrsträger oder der Neuordnung des deutschen Verkehrs schlechthin 
handelt, immer spielt hierbei die gemeinwirtschaftliehe Y,erkehrsbedienung und 
die gemeinwirtschaftliehe Y,erk'ehrsbelastung eine zlentrale Rolle. In der Stellung,< 
nahme der Bundesregierung zur künftig>en Y,erkehrspolitik, in den Gutachten 
des Wissenschaftlichen Beirates beim Bundesverkehrsministerium zur Tarif" und 
Yerkehrspolitik, in den Denkschriften der Spitzenorg~nisationen der Wirtschaft 
zur Tarif,< und Y,erkehrsordnung, überall finden wir die FDrdenmg nach Bei" 
behaltung der gcmeinwirtschaftlichen Yerkehrsbedienung durch das Staatsinstru,< 
ment .Bundesbahn. 
Wenn die Notwendigkeit der Beibehaltung der g,emeinwirtschaftlichen Yle~kehrs,< 
bedtenung durch die Bahn so einhellig betont wird, SD sollte man annehmen, 
daß über den B ,e g riff der G·e m rei n wir t s eh a f t1 ich k 'e i t auch keine 
Meinungsverschiedenheit.en bestehen. Das ist aber keineswegs der Fall. Die Ein,< 
mütigkeit ist nur dne formelle, aber keine .materielLe. Mit Recht .weist MDst 1) 
darauf hin, daß derjenige, der von der Gemcinwirtschaftlichkeit spricht, nicht 
selten damit dne ganzanclere Vorstellung verbindet als derjenige, der Gesprächs,< 
partner ;ist. 
Die Y,erkehrswissenschaft bcmüht sich seit langem um die Klärung. Sie schcitert 
praktisch dara).1, daß ,es keine ,eindeutige Bcgriffsbestimmung für di,c gemein,< 
wirtschaftliche V,erkehrsbedienung geben kann, weUes nichts absolut Gemein,< 
wirtschaftliches gibt. 
Nadl ,einem Votum des Wissenschaftlichen BeirAtes beim Bundesverkehrs,< 
ministerium kann die gemeinwirtschaftlichc Y,erkehrsbedienung die Förderung 
wirtschaftlicher oder außerwirtschaftlicher Zide zum Gegenstand haben. Das 
wirtschaftliche Ziel ,einer solchen Yerkehrsbedienung wird vor allem in einer 
nachhaltigen Hebung des L,ehensstandards gesehen, dLe außerwirtschaftlichen 
Ziele vor allem in staatspolitischen, s:ozialen und kulturdlen Ueberlegungen. Die 
konkreten gemeinwirtschaftlichen Zide lieg,en dabei nicht unverrückbar :fest. 
Sie hängen von den jeweilig>en Ges.amtumständen, von den jeweiligen ganz 
konkreten Zielsetzungen der allgemeinen Staats", Wirtschafts", Finanz,. und Ver,< 
kehrspolitik ab. Sie unterliegen damit der p 10 1 it i s c h 'e n Will e n s b i 1 dun g 
cl es Y 10 1 k ,e s und sind insofern wandelbar. 

1) V'Üfgl. hi<Jrzll und. im Folgenden die Ausführungen von Profos·s.or Dr. Otto l\ros~ in dem Ab­
sc1mitt "Gemeinwirlschafllich() Vorkehrshcdlicnung" s'ci'nos Buches· "Soziale Marktwirtschaft und 
Verkehr", Schriften reihe des BWlue;;ministers für Verkehr, lIeft G, Ki'rschbuum-Vcrlag, Bidefold. 
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Diese Frage muß also letziich die P,olitik beantworten. Wir stimmen der Auf" 
fassung von Predöhl 2

) zu, daß die Wissenschaft bei der Lösung dieser Aufgabe 
ihren Einfluß nicht überschätzen darf, weil Politik keine 'exakte Wiss.enschaft ist 
und politische Entscheidung,en sich nicht ausrechnen lassen. Die \Vissenschaft 
kann hier nicht mehr tun, als die Voraussetzung der Entscheidungen klären, damit 
die Entscheidungen im Bewußtsein ihr,er Konsequenzen gefällt 'werden. Wir 
möchten-hinzufügen, daß sie die eingesetzten Mittel, di:e Eignung der gewählten 
Instrumente, um ein gestecktes Ziel zuerr-eichen, kritisch priif,en kann. In ~i.esem 
Sinne will sich die nachfolgende Abhandlung mit den Gr,enz,en der Emsatu 
möglichkeiten des I Instrumentes Bundesbahn zur Err,eichungg,emeinwittschaft" 
licher Zielsetzungen befassen. 

1. Die 'gemeinwirtschaftliehe Verk,ehrsbedienung als Problem der W ettbew~rbs' 
ordnung im Yerkehr . 

. Der v,erkehrswissenschaftlichen Erörterung und auch der v,erkehrspolitischen 
Behandlung wäre schon sehr gedient, wenn im~er scharf ge.trenn! würde zw~schen 
der, gemeinwirtschaftlichen Y ,e r k 'e h r s b ,e d 1 e nu n gel.ner~etts ~~nd zWls:hen 
gemeinwirtschaftlichen Y ,e r k ,e h r s b 'e 1 ast u n g 'e n , die SIC~ fur den' emen 
oder anderen oder für alle Verkehrsträger hieraus unter bestimmten Yoraus" 
setzungen ,ergeben können. Dadurch, daß mit dner 'gemeinwirtschaftlichen 
Y,erkehrsbedienung nicht zwangsläufig Belastur:gen besagter ~rt :erbund~n zu 
sein brauchen, ergibt sich die Notwendigkeit, zWischen der gememwlr~sch~fthchen 
Y,erkehrsbedienung als einem allgemeinen Postulat und der gememwI~tschaft" 
lichen Y,erkehrsbedienung als ,einem Problem der Wdtbewerbsordnung 1m Ver" 
kehr zu unterscheiden. 
Nach dem Yotu~ des Wissenschaftlichen Beirates beim Eundesverkehrsminv 
steriu~l sind in Deutschland die Hau p tz i ,e 1 s 'e tz u n g le n der gemeinwirt" 
schaftlichen Y,erkehrsbedienung rau m pol t t i sc h ,e r Natur .. Sie soll im 
Dienste der Erschließung und Förderung schwach besiedelter GebI~te, des A~ls" 
gleichs der Standortungunst von Gr'enzg~bieten, der För~erung bestimmter Wirt" 
schaftszweige (der Landwirtschaft, bestimmter Industrien, des. Außenh~ndels, 
der Seehäfen) stehen. Zu diesen Zielen treten ,im Zuge der lI~mer großeren 
Zusammenballung der M,enschenmassen auf immer 'engerem Raum m der neueren 
Zeit immer mehr g 'e s ,e 11 s c h a f t s pol i ti s c h ,e Gesichtspunk~e, die die y Cl'''' 

kehrsträger im. Rahmen ihrer gemeinwirtschaftlichen Yerkehrsbe~lem~ng erfl~llen 
sollen mit der Wirkung .einer Einschränkung der Agglomeration m we11lgen 
Industriegebieten, der Entballung voOn Industriegebieten und der AufloOckerung 
gllOßstäd tischer Siedlung,en. 
Nach diesem Y,otum ·des Wissenschaftlichen Beirats liegt der gemeinwirtschaft" 
lichen Verkehrsbedienung primär der Gedanke zugrunde, durch verkehrs" und 
vor allem tarifpolitische Maßnahmen schwach besiedel~.e Gebiete zu~rschließe~, 
nach Möglichkeit die Entstehung weiter,er Ballungsraume zu verhmdern, die 
Dezentralisaüon der Industrie und Siedlungen im Raume der deutschen Y,olks" 
wirtschaft zu fördern. Dazu gehören Ausgleichsmaßnahmen zu Gunsten der 
verkehrsungünstigen Räume. Dazu gehört eine qualitativ -und qua?titativ al.~s" 
reichende Y,erkehrsbedi:enung verkehrsschwacher Räume, um auch diesen Geble" 

2) ProfCiSsor Dr. Andreas Prodöhl: "G'Üt\ankütI ~UI~ Problem Schi~,tl<._Str~ß(}" in :~?ie Verk~hr:' 
pol}t~k in dor öffentlichen ]\I,e,iml t1g " , VeröHenthchung de<r VolkswlrLschaftkdlen GC~CUSdlUfl c. V., 
Band 10 C, C. W. Looloo V'Crlag. -

Einschränkung ,ler g'ÜtneillwirtschaftlichclI V,crkchrsh'Üdi,enllng durch di'ß Eis;cllbal:~~~ 

ten -eine W,ettbewerbsmöglichkcit zu geben. Dazu gehört unter gleichen Yoraus" 
setzungen dne gleiche Behandlung der Verkehrsbedürfnisse aller Glieder des 
Staates in rechtlicher, technischer und ökonomischer Beziehung, damit voOn hier 
aus eine der 'wesentlichsten Bedingungen für dne möglichst gleiche Ausgangs" 
position im Wettbewerb geschaffen wird. 3) 
Die gemeinwirtschaftliche Yerk,ehrsbedienung ist im Rahmen ihrer technischen 
und ökonomischen Möglichkeiten eine Aufgabe all e r ö f fe n tl ich e n Ver", 
kehrsträger. 

Inwieweit die dnzelnen Y,erkehrsträger im Dienst dies'er konkr'eten Zi,elsetzungen 
einer gemein wirtschaftlich ausgerichteten Y,erkehrsgestaltung im deutschen Raum 
stehen, soll hier nicht näher 'er.örtert werden. 

Bei der gegenwärtigen Lage auf dem deutschen Yerkehrsmarkt ist das ProOblem 
der gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedienung ein Problem der Wettbewerbs" 
10l1dnung im Verkehr. 

Unter den gegenwärtig völlig veränderten Marktbedingungen im ,Yerkehrssektor 
interessiert gar nicht mehr die gemeinwirtschaftliche Y,erkehrsbedienung durch die 
,einz,elnen Y,erkehrsmittel schlechthiil. Es steht vielmehr in -einem sehr viel ,engeren 
Sinne nur diejenig,e gemlCinwirtschaftlicbe Y,erk,ehrsbedie." 
nung im Mi ttelpunkt d,er Betrachtung, die'mit gem,einwirt" 
sc h ,.1 f t 1 ich e n B 'e 1 ast u n g ,e n verbunden ist. I-leute interessi'ert als 
Nerkehrsp'olitisches Problem nur derj-enige Tdl der g,emeinwirtschaftlichen 
Yerkehrsbedienung, durch den verlangt· wird, daß Transportleistungenaus v,~lks" 
wirtschaftlichen oder sozialpolifischen Gründen zu Bedingungen durchgeführt. 
werden, die für sich betrachtet bei rein ,eigenwirtschaftlichen Ueberlegungen des 
Verkehrsunternehmens zu derartigen Bedingungen nicht ,erstellt würden. Es 
stehen mithin nur zur Erörterung diejenigen gemeinwirtschaftlichen 'Verkehrs" 
leistungen, die in Abweichung von den betriebseig,enen Interessen des Verkehrs" 
unter'nehmens v'erlangt werden und daher zwangsläufig voOm StaI?-dpunkt dieses 
Unternehmens gesehen, für ihn ,mit Belastungen im Sinne einer Behinderung 
seiner Wettbewerbsfähigkeit auf dem Verkehrsmarkt verbunden sind. 
Soweit die von den einzelnen Y,erkehrsmittcln praktizierte gemcinwirtschaftliche 
Verkehrs bedienung mit ihren ,eigenen Interessen konform g,eht, können natürlich 
keine derartigen Belastungen 'entstehen. , 

Der Unterschied zwischen der gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrsbedienung einer", 
seits und gemeinwirtschaftlichen Belastungen; die hiermit verbunden sein körinen, 
andrerseits läßt sich besoOnders gut an der Eisenbahnpreisbildung exemplifizieren. 
Die Werttarifierung, d. h. die unterschiedliche Frachtbelastung nach dem Wert der 
Güter (genauer nach der Nachfrageelastizität nach Yerkehrsleistungen) und die 
Belastung der einzelnen Entfernungsstufen mit unterschiedlichen Fi~kostenantei" 
len in der Entfernungsstaffc1ung sowie die Gewährung von Ausnahmetarifen 
stimmen im starken Maße mit den eigenwirtschaftlichen Ueberlegungen überein. 
Mit der Feststellung der K 00 n g r u e n z derartiger Maßnahmen mit de n 
ei g ,e n wir t sc h a f t 1 ich ,e n U e b e r 1 e g u 11 gen wird keineswegs in Abrede 
gestellt, daß solche Maßnahmen im Dienste einer aufgelockerten Raumpolitik 
den gemeinwirtschaftlicheri Zielsetzu'ngenentsprechen. Das trifft z. B. zu für die 
Maßnahmen, die eine frachtliehe Mehrbelastung von hochwertigen, und fracht" 
unempfindlichen Gütern bei frachtlicher Schonung der frachtempfindlichen Güter 

3) V'ÜrgI., hi,er'zlI Most, a. a. 0., S. 20 fr. 
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zum Inhalt haben, oder für Maßnahmen, die die Transporte auf kürz'ere Entfer.< 
nungen, die nicht so frachtempfindlich sind, frachtlich mehr belasten mit dem Ziel 
einer frachtlichen Schonung von Transporten auf weite Entf,ernungen, die wegen 
des steigenden Fr,acnfa,nteils mit zunehmender Entfernung immer fracht empfind" 
licher werden. Eine solche unt,erschiedliche Frachtbelastung in bezug auf den 
Wert der Güter und auf die Entfernung führt in ihrer T'endenz zu einer Auf" 
lockerung der Industriezusammenballung in den Rohstoffgewinnungsgebieten 
und zu einer Orientierung der Industde IZU den Plätzen des Absatzes der Fertig" 
erzeugnisse. 

Diese volkswirtschaftlich erwünschte dez,entralisierende Wirkung hat aber ZU" 

gleich für den Eisenbahnbetrieb wesentlich höhere Beförderungsle\stimgen zur 
F<olge. Bei einer solchen T,arifdifferenzienmg nach W,ert und Entfernung - indi" 
viduell mit anderen tarifpolitischen Mitteln fortg,es,etzt in der Ausnahmetarif" 
gewährung - f,allen also für den Eisenbahnbetrieb mehr tonnenkilometris.che 
Leistungen ,an. Dieses Mehr an Beförderungsleistungen liegt im Interesse des 
Eisenhahnunternehmers, der damit seine hohen Fixkosten auf mehr Leistungs" 
einheiten verteilen, seinen Apparat günstiger ausnutzen und insgesamt dadurch 
billiger produzier,en kann. Er ,erhält die größere Chance, mit seinen so gestiegenen 
Absatzmöglichkeiten die Schwelle seines Ertragsgesetz'es 'eher zu ,erreichen, d. h. 
möglichst tief in den PDOduktionsbereich mit abnehmenden 'Selbstkosten pro 
Leistungseinheit ,einzudringen. 

Bei allen positiven Wirkungen im Sinne der gesteckten gemeinwirtschaftlichen 
Ziele kann man in diesen Fällen der Kongruenz mit den eigenwirtschaftlichen 
Interessen des Eisenhahnunternehmens nicht von gemeinwirtschaftlicher Yer" 
kehrsbedienung sprechen, die mit Belastungen und damit mit Behinderungen im 
Wettbewerb verbunden sind. , 

Die Div'erg,enz zwisch,en d,en ICig'enwirtschaftlich'en U,eber" 
I 'e gun g ,e n und einem verlangten g ,e m ,e i n wir t s c ha f t 1 ich ,e n H an.< 
de I n kann sich aus dem Grundsatz der Gleichheit der Tarife im Raum ,ergeben. 
Dieser Grundsatz besagt, daß 'eine gleiche tarifarische Behandlung auch dann er,: 
folgen soll, wenn nach den KostenüberLegungen des Yerkehrsträgers eine tiw 
gleiche Behandlung gerechtfertigt wäre. Daraus ,ergibt sich ,eine Diskrepanz 
zwischen gemeinwirtschaftlicher und rein betriebsegoistischer Y,erkehrsbedienung. 
Aus dem raumpolitischen Motiv, die im Raum verteilten Y,erkehrsbedürfnisse auch 
ohne Rücksicht auf unterschiedliche Kosten möglichst gl'eich zu befriedigen, kann 
sich die Notwendigkeit zu betriebswirtschaftlichen Opfern und unter Umständen 
zu gemeinwirtschaftlichen Belastungen ,ergeben, die die Wettbewerbsfähigkeit 
auf dem Y,erkehrsmarkt behindern können. . 

So ist z. B. einleuchtend, daß die Kost"en in der Y,e r k 'e h r sb ,e die nun g 
wirt s c h a f t s s tal' k e run d wirt s c ha f t s s c h w a c he r Ge b i cf e sehr 
unterschiedlich sind. Die geringere Y,erkehrsdichte in den wirtschaftsschwachen 
Gebieten verursacht wegen der geringeren Auslastungsmöglichkeiten des Bahn" 
apparates, der Fahrzeuge und des P,ersonals wesentlich höhere Selbstkosten für 
die Y,erkehrseinheit als in den verkehrs dichten Räumen. Die gemeinwirtschaft" 
liche V,erkehrsbedienung fordert hier nun, daß die Tarife nicht diesen Kosten" 
unterschieden 'entsprechend ausgerichtet werden dürfen. Die hohen Selbstkosten 
in den wirtschafts,: und verk~l1rsschwachen Räumen sollen nicht in 'entsprechend 
hohen Tarifen ihr,en Niederschlag finden. Derartig hohe Tarife hält man bei 
der ohnehin schon schwachen Grundlage dieser Gebiete nicht für tragbar. Eine 

- I' 
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reineigenwirtschaftlich ori-entierte Verkehrsbedienung ohne Auflagen zu der 
besagten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung würde die Gefahr in sich bergen, 
daß die Y,erkehrsunternehmung,en sich der Bedi,enung der Gebiet,e mit gering,erer 
Y,erkehrsdichte wegen der f,ehlenden Möglichkeiten, die Selbstkosten zu decken, 
entzögen. 
Ein weiteres Beispiel für eine Divergenz zwischen ICigenwirtschaftlichen Ueber,: 
legungen und gemeinwirtschaftlicher Yerkehrsbedienung wird bei in Hin" 
u n -cl R ü c k fa h r t ausgeglichenen oder aber unausgeglichenen, d. h. in einer 
Y,erkehrsrichtung mit Le.erfahrt, v'erbund-enen Yerkehr,en deutlich. Di:! Leer::: 
fahrten ,erhöhen selbstv,erständlich die Kosten. W,enn hier aus der F-ordentng 
der Gleichheit v-or dem Tarif trotz der ungleichen Kosten bei paarigem oder iun" 
paarigem Y'erkd1r gleiche Tarife 'erstellt werden müssen, kann dies den eigen" 
wirtschaftlichen Ueberlegungen widersprechen. Es best,eht dann die Gefahr, daß 
ohne gemeinwirtschaftliche Auflagen die über der Paarigkeit liegenden Y,erkehrs::: 
mengen nicht oder nur sehr zurückhaltend befördert werden. 
Eine Div'ergenz zwischeneig-enwirtschaftlichen Ueberlegungen und gemein wirf" 
schaftlicher Y,erkehrsbedienung kann sich des wdteren aus ,dem m 'e n gen.< 
mäßig und zeitlich unterschi'edlichen Verkehrsaufkommen 
ergeben. Da die gelll!einwirtschaftliche Verkehrsbedienung fordert, daß alle Yer" 
kehrsträger sich auf die Verkehrsbedienung der Y,erkehrsspitzt/:n .einzurichten 
haben - im Gegensatz zum Werkverk'ehr, der auf die individuellen Bedürfnisse 
des W·erkes ausgerichtet ist und di,e Bedienung der Spitz'env,erkehr,e den öffent" 
lichen Y,erkehrsträgern überläßt -, so ,erfordert dies die Ymhaltung kostspieliger 
Ka pazi tä tsreserv,en. 
Diese gemeinwirtschaftliehe Yerk-ehrsbedienung, die wegen der:Qiv,ergenz zu 
den dgenwirtschaftlichen. Ueberlegungen mit gemeinwirtschaftlicher Belastung 
verbunden ist, kann .unter bestimmten Voraussetzungen zu ,einer Behinderung im 
Wettbewerb führ.en.' . I I 

Für einen Y,erkehrsträger hedeuteteine Leistung dann eine Last und ihre finan.< 
zielle Auswirkung dann eine Belastung, wenn folgende Voraussetzungen er" 
füllt sind: 
1) Die L,eistung muß 'entgegen den -eigenwirtschaftlichen Interessen erbracht 

werden, 
2) der Verkehrsträger darf nicht in der Lage sein, sich vlOn sich aus wm dieser 

Last freizumachen, 
3) die Last muß insofern ,einseitig sein, als andere Yerkehrsunternehmungen 

gleichartige Lasten nicht oder nicht in gleicher Höhe zu tragen haben, 
4) die Belastungen müssen SIO hoch sein, daß sie für den Verkehrsträger bei 

,einer gegebenen Y,erkehrs" und Finanzsituation nicht zumutbar sind. 4) 

t) Velter dL~se v~er Priimiss'en für dio Anerkcnnung von. Belastungen ,~ar s,ich auch der 'Sachver­
stiindigcna!usschuß einin-, der unter der verdions,tvollen Lellung von PriislJ.cnt \Vctzlcr vom 13undcs­
vorkehrSl11inisler mit dgr Fes-ts'Lellung von 13olas<tung<ln beauEtragt wurd-o, die di,Cl 'Vctthewerbsfähig­
keit der DeuLsch<ln Bundeshahn boointl~ichtigcn (politi.sche und gemc-inwirL~chaftJ.idlC Lasten). 
V?rgl.hic~zu Bericht e!lws Sachversliindig<lnuusschusses: "Di~ betrie?sfrem?en Lasten un<l .s:er~w1n­
wlrtschafthchen Verpfhchtung<ln der Deutschen 13ulldesbahn , Sclm.fl<lnrClhc d<Js 13undosrnlllilslers 
für Verkdu', lIeft !l, Kirschbaum-Verlag, l3idc:l'eld. 
Der Ausschuß, dem der Verfas~er als Sachversliindiger der l3inrwnschifJ'ahrt angehörte, beschränkte 
&ich gemäß der ihm gestellten Aufgabe auf dio Dars:tellun9 VOll Tatsaclwn. Er llahII~ nicht 'zu den 
unter 13erüchichtigung anor im Ausschuß geäußerlen Melllungen nunITlChr notwcml!gen verkehrs­
politischen Entschddungen Stellung. D<l, Bericht hat im übrigen insofern den Charakter e,i-ner 
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Zu 1): Den Gegensatz zu deneig'enwirtscha.ftlichen Int'er" 
es s ,e n haben wir bereits an praktischen Beispielen verdeutlicht. Es kommen 
also nur solche Transportleistungen in Betracht, die aus Gründen der gemein,. 
wirtschaftlichen Zielsetzungen zu Bedingungen durchgeführt werden, die für 
sich betrachtet, bei rein dgenwirtschaftlichen Ueberlegungen zit derartigen Be~ 
dingungen nicht durchgeführt würden. Zur Erörterung ·stehen also nur die Fälle, 
bei denen ein Verkehrsträger zu Gunsten der Allgemeinheit auf 'eigene Vorteile 
verzichtet und gehalten wird, aus übergeordneten Gründen Opfer zu bringen 
und damit gemeinwirtschaftliehe Belastungen zu tr,agen. In diesem Rahmen 
müssen zwangsläufig die eigenwirtschaftlichen Interessen vernachlässigt werden. 
Das kann zu einer Behinderung im Wdtbewerb führen. 

Zu 2): Der Verkehrsträger muß u n te r Z W.1 n g handeln. Für die ökonomi,. 
schen KOlnsequenzen ist es hierbei gleichgültig, ob es sich um einen Zwang 
de jure oder de facto handelt. 

Die Bundesbahn teilt diese Auffassung nicht. Sie fühlt sich allein mit dieser 
gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedienung belastet, weil nur bei ihr diese Y,er,. 
pflichtimg auf g 'e s 'e tz I i ehe n Be s tim m u n g ,e n beruhe. Die anderen 
Verkehrsträger könnten zwar auch, müßten aber keine gemeinwirtschaftHche 
Yerkehrsbedienung mit der Folge von gemeinwirtschaftlichen Belastungen he~ . 
treiben. Abgesehen davon, daß. auch die anderen Y,erkehrsträgereiner Tarif,. 
pflicht unterHegen und· in dieser Hinsicht nicht fr,ei in ihrer Handlungsweise 
sind, ist diese Denkungsart' für die Bahn typisch. Sie glaubt, mit forlmal~ 
juristischen Argumenten auch dort arbeiten zu können, wo ,es sich um national,. 
ökonomische Probleme handelt, die durch diese Denkkategorien nicht in ihrem 
Wesenskern ,er faßt werden können. Hier geht 'es 'um Wdtbewerbsprobleme, 
um die Frage v,on Wdtbewerbsv,erfälschungen' bzw. Wettbewerbsordnungen:" 
Hterbei sind die ökonomischen Ge set z ,e des Ma r k t e s zu beachten, die. 
mitunter viel unerbittlicher, weil unausweichlicher sind als dejure;'ß,estimmungen 
auf Grund von Gesetzen oder Y'e1'Ordnungen. 

Für die ökonomische Beurteilung ist ,es im Prinzip gleichgültig, ob eine gemein,. 
wirtschaftliche Belastung auf gesetzlicher Grundlag,e beruht oder nicht. Für die 
KlOnkurrenzlage auf dem Verkehrsmarkt kommt ,es ausschließlich darauf an, ob 
die anderen Verkehrsträger dfektiv solche gemeinwirtschaftliche Belastungen zu 
tragen haben oder nicht. Im Wettbewerb ist allein die d 'e fa c to,. W ir k u n g 
maßgebend und nicht die de jure~Y'erpflichtung. Den Nutznießern der gemein~ 
'wirtschaftlichen Y,erkehrsbedienung kann ,es im Grunde gleichgültig sein, ob 

Art Zwischenbiilan-z, als der AU6,;chuß nichll'rüflo, ob die von ihm :f.c'stgesIelltcn llelastungcIl 
tatsächlich alle "i'cr genannten Voraussdzullb",m erfüllten. Im Grunde hl'6chriinkte cr sich darauf, 
die unter 1) und 2) aufgeführten Prümiss-en m eröI1I>C,m. Die für die lk'UrLclLlung der llc1astungen 
i~l verk>chrspolitischer Hinsicht so wich~if)e Vorau:~sd~ung der E,:,nse,i,tigkc,it (B) und der Unzumutbar­
kr)it (4) wurde dagogoJl abschli,eßend nicht un:lürsucht. 
Der Ausschuß sah es nur als seine Aufgabe an, d;c llcl:a,~tungen dcr Dellt~ch()n llll'lldeshahn fcst­
lIu~tel1en, nicht aber di<) der anderen Verkehrsträger zu erörtern, llei ,Lcr Prüfung -,dl'r Unzumuthal'­
keit versagte es g,ich dor Aus~chuß, di-e Höhe der Enllastungon zu ermillleJn, <Jbwohl sich eclllle 
Belastung-on nur fcsLsu,nen lassen, wenn auch di>C Entlastllngcn in dor Heclmung berücksichtigt 
werd<Jn, so di,c internen Ausgleid15möglichkeilten, d-io Vormgs,stcllung, die die Bahn gegenüber 
anderen Verkehrstrligern als Slaalshetrieh genießt (bei ,ler Vergelmng von öffentlichen Mitteln, 
SLclI,-,rbegüll'stigungen). " 
Insof.ern wurde nur ern Te i 1 aus", C h n i t t des Problems lwhandclt. Bevor verkehrspolilische 
Entscheidunh"Cn getroffen werden, müssen auch noch die oHen gebliebenen Fragen geklärt werden. 
Hi'erboi kann der Bericht als AusgangsgrunJlage verwertet werdiln. . 

die frachtliehe Entlastung über die de jure~ Y'erpflichtung oder ein de facto~ 
Handeln geschieht. Es bleibt daher nur die Frage, ob auch die anderen Verkehrs" 
träger solche gemeinwirtschaftlichen L'eistungen vollbringen und in der F'Ülge 
gemeinwirtschaftliehe Belastungen tragen, die denen der Bahn de facto ent" 
sprechen. 

Vom Standpunkt der W-ettbewerbsfähigkeit der Y,erkehrsunternehmer ist also 
entscheidend, ob ,es sich um Maßnahmen und Tatbestände handelt, die außer~ 
halb der eigen wirtschaftlichen Ueberlegungen liegen und dabei außer halb ihrer 
Einflußnahme, denen er sich also mit -eigenen Maßnahmen nicht entziehen kann. 
Solche Belastungen werden natürlich in ihren finanziellen Auswirkungen von 
allen betroffenen Y,erkd1fsträgern als ein wirtschaftliches Handicap im Wdt" 
bewerbempfunden. . 

Zu 3): Wenn man nicht in der formaljuristischen Betrachtung stecken bleiben 
und an dem >eigentlichen wirtschaftlichen Problem vorbeigehen will, kann man 
nicht bestreiten, daß auch die an d 'e r ,e n Ver k ,e h r s tr ä g ,e r ,gemeinwir~ 
schaftliehe Belastungen mit der gleichen nachteiligen Wirkung ,'einer Schmälerung 
ihrer dgenwirtschaftlichen Handlungsweise und Behinderung ihrer W>ettbewerbso< 
fähigkeit zu tragen haben. 

Zur Erläuterung des Prinzips folgt ,ein Beispiel aus de1- Binnenschiffahrt. W,enn 
die Eisenhahn durch den Staat angehalten wird, für bestimmte Güter oder für 
bestimmte Wirtschaftsgebiete (z. B. revier ferne Länder, Grenzzonengebiete, West~ 
Berlin, deutsche Seehäfen) ,entgeg,en ihren dgenwirtschaftlichen Interessen -'- und 
nur diese Fälle interessi,el'en nach der Prämisse 1 - Subventi'Ünstarife einzu" 
räumen, und wenn solche Y,erkehl1e, die sie zu alimentierten Frachten durch" 
zuführ'en gezwungen ist, im Einflußgebiet der W,asserstraßen ,aufkommen, so 
lösen solche Subv,entionstarife bei der Interdependenz aller Preise automatisch 
Reflexwirkungen auf die Frachtenbildung und das Y,erkehrsaufkommen .der 
Binnenschiffahrt aus. Die Binnenschiffahrt ist dann durch die Gesetze des 
Marktes gezwungen, ihrerseits di,e frachtlichen Konsequenzen durch ,eine ent­
sprechende Ermäßigung ihrer Entgelte zu ziehen, im Gl1enzfall auf diese in ihrem 
natürlichen Betätigungsgebiet aufkommenden Y,erkehre ganz zu verzichten und 
auf ihre Gesamtdnnahmen aus dies'en Verkehren. Im Wdtbewerb zu solchen 
Ausnahmetarifen der Bahn, die del'en dgenwirtschaftlichen Uebedegungen wider" 
sp'rechen, trden zwangsläufig auch bei der Binnenschiffahrt gemeinwirtschaf~ 
liehe Belastungen mit der gleichen Wirkung der Einnahmeschmälerung lind der 

- Beeinträchtigung der Wettbewerbsfähigk,eit ein wie bei der Eisenbahn. Diese 
finanziellen Nachteile zeigen sich bei der Binnenschiffahrt in Einnahme,>chmäle~ 
rung und loder Y,erkehrsverlusten. 6) 

6) Dahoi -wi'rd d~e II in n e 11 s chi fra h r t VOll solchen gemei!IlwirLSochaftLichen Belastu:ngoll 
s 1 ä r k e rho t I' 0 f f ß n als die Eisenbahn, wci:\ sLe Lei ihrer andersgearteten .Angebotsstruktul' 
(kein E1nheit.shetri>cb, eine Viclzah1 von Anhiel.crn untcrschiedli'chstcr Größe) in der He gel niclll 
VOll ",ich aus i[~ der Lage ist, einen Lnternen Ko~l{'-n- und Erlösau.sgl.c'ich durchzuführen. Bei der 
llillnenschi[faln'l wit'gell derartigo llclastungen schweror, w()~1 s,ie s·elbslkostcnorielltiilerte Fracht,)n 

,lllld wegen der Konk~lrronz der Schiff~hrttrcibcll!len unlerei,nandcl' nicht di,e I\Iäglichkoi,t hat, solche 
finanzicU,cn Au.sfälle durch ]\[ohrfrachtell auf andere· Kunden der SchiHahrt abzuwälzen. 'Wegen 
uer Konkurrenz der deutsclwn SchiHahrttreibenden untereinander - zu der im Zuge der Liberali­
sierung ues innerdeutsdIen Schif.fsVilrh,fhrs noch erschwerend di'!) Konkurrenz der ausländischen 
Schiffahrt hinzukommt - ist die Schiffahrt nicllt wie die llallll in der Lage, den 'Ausgleich durch 
andoro Verkehrskunden herbeizuführen, die nach der Nachfrageelastizität stärker belastet werden 
können. 
Im Prinzip gilt das gleiche für den Kraftwagenverkchl'. 

\ 
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Der Kraftwagen kann ceteris paribus das gleiche für sich beanspruchen. Da wir 
uns hier darauf beschränken wollen, die prinzipielle Seite des Problems zu er", 
örtern und nicht zu dnem konkreten Tatbestand als solchem kritisch Stellung 
zu nehmen, können wir uns der Stellungnahme zu der Höhe der Belastungen 
der ,einzelnen Verkehrsträger und damit der Frage ihrer U nterschiedlichkeit in 
diese-r(Hinsicht enthalten. 6) 

Zu 4): Neben Grad und Ausmaß der Einseitigkeit der gemeinwirtschaftlichen 
Belastungen muß noch die U n zum u t bar k ,e i t d ,e r B e la s tu TI gen ge", 
prüft werden. Zur Beurteilung, ob durch Belastungen, die dendrei erstgenannten 
Prämissen genügen, effektiv die W<ettbewerbsfähigkeit behindert wird, muß noch 
geprüft werden, ob und inwieweit dies,en Belastungen auf der anderen Seite 
staatliche Entlastungen oder Begünstigungen des betroffenen Y,erkehrsträgers 
gegenüberstehen, so <etwa auf dem steuerlichen Gebiet ,oder durch staatliche ZU,,: 
wendungen und dergleichen. Von unzumutbaren Belastungen im Sinne einer 
Behinderung der Wettbewerbsfähigkeit kann nur dann gesprochen werden, wenn 
die gemeinwirtschaftlichen Belastungen unter Berücksichtigung der politischen 
Belastungen 7) größer sind als die Begünstigungen und 'Entlastungen auf der 
anderen Seite. Soweit dks nicht der Fall ist, soweit also die Belastungen geringer 
sind, würde dne Berücksichtigung solcher Belastungen - 'gleich in welcher Fmm 
dies geschieht - zu marktverfälschenden Maßnahmen führen und auf eine Sub", 
ventionierung des betreffenden Verkehrsträgers hinauslaufen. 

Nur wenn diese vier Voraussetzungen gegeben sind - Gegensatz zum eigen;.' 
wirtschaftlichen InteDesse, Zwang zum Tragen der Lasten, Einseitigkeit und Un", 
zumutbarkeit der Belastungen - kann von einer mit Belastungen verbundenen 
gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrsbedi'enung gesprochen werden, die dner ge", 

6) ßei dem Einheit~unl<:rndlIncn Staalsbahn müßte üilllCl hclridlswirtschafLliche Durchleuchtullg 
eioo Errniltlung der gemeinwirtschafLLitchen Belastungen ermöglichen. In dem Sachverständi'gen­
ausschuß beschränkte man s,ich auf Schätzungen der Gr,ößenordnullg nach. Die 
Ver.'!uche.· mittels einer Globalrochnung auf GrLlJnd gewisser vorkehrswirtschaftlicher Vorstellungen 
dio gcmeinwirt9chaftlichen ßelastungen zahlenmäßig ahzugrenzen, schoiterten. Man versuchLe des­
halb, mit kasuistisdwn lIilfsmiltein die hauptsächlich<1Il Auswirkungen der gemeimvi,rlsdhaftlichen 
Verkoehrsbedienung festzm.teILcn. Da hei den eimelnen Tatbeständen grimdverschiedcne V{'rfahrcns­
weilOOn angewandt wurd,en - zum Teil Prci5-Prei~vcrg1c~dl, zum Teil Preis-Kostenvergleich .:.­
war e~n~ Ermittlung d!}r gemeinwirtschaItl:itchen ßelastungen in 'i'hrer Gesamtheit SChOll infolge 

I dcr f~hlenden AddiLionsfä11igkei,t der 'l'eilermittlungen nioht möglich. Im übrigen gingen im Aus-
schuß dic Meinungen über di,e Hühe der Belastungen der Bahn sehr auseinander. ' 
Noch problemati9cher is,t aher die Fcs,tstellung der gemeinwirtschafllichen Belastungen Lei dpr 
Vidzahl der privatwirtsdhaftlich geführten Verk<Jhrsllntcrndhmoll in der Binnenschiffahrt und im 
Kraftwagengewerhe. 
Dio ganze Ermiltluug dergemeinwirlschafHichen Belastungen hat noch die weitere Schwäche, daß 
man quasi nur eine M 0 m e n tau f nah rn e machen kann. Alle Aussagen treHen nur zu bei 
einor bestimmten, der UnlersudlUng gerade zugrunde liegenden gegehenen Verkehrs- und Finunz­
sitl13:tion der Bahn. Aendert sich die~e etwa durch Steigerung der Verkehrsmeng,en Lei gletichen 
PrClislen, oder durch Acndcrung der Preise bei gleichen Mengen, S.o crgiht sich sofort ein ·anderes 
ßild. Im 'ers'tCJ1en Fall vermindern s·idl zwar ntcht die fes-tgesteliten Belastung.en. da die s,ie :ver­
ursaclwndcn Memente, nämlich die verlustbringenden Lci5tungen. nücht kleiner werden. Ahcr dank 
der günstigen Auswirkungen einer Vel'kchrs'sLcigerung auf ditc Einnahmen und damit auf. d,i,e wirt­
schaftliche Lage des Bctriebt:.~ werden ßelaslungt:n im stärkeren Maße zumutbar. Im zweiten Falle, 
bei ~incr Erhöhung der Preis'e in einem Ausmaß und untC'r der Bedingung, claß kcüle Verkehrs­
verluste an and<)l,<) Verkehrsträger eintretcn, vennindern sich sogar die Belastungen unmitlclbar 
dadurch. daß die veriustLringenden Leistungen eHekliv klt'<iner werden. 
7) IHerlx}i handelt es skh um hctriehsfrcrndc Aufwendungen, dLe mit der ßumleshalul in ihrer 
Eigenschaft als V",rkchl'sllnternehmen nichts zu tun haben. Ueber Umfang und Höho die9Cr 13e­
lastungen bestanden im Sachversländigenausschuß keine Meinungs'Yerschi:edenheiten. 
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S'Unden Ordnung im Y,erkehr insofern im Wege ~teht, als sie das Gleichgewicht 
im Wettbewerb der Yerkehrszweige stört. . 

,Dies zeigt, daß die Frage der gemeinwirtschaftlicl,1en :Y,erkehrsbedienung, die 
begrifflich mit Belastungen verbunden ist, letztlich teine Frage der Wettbewerbs", 
ordnung im Verkehr, also .eine ordnungspolitische Fragte ist. Es geht 
darum, ob und inwieweit .eine volkswirtschaftlich sinnvolle Ordnung des Ver'" 
kehrs dadurch ,erschwert wird, daß der eine oder andeDe Y,erkehrsträger per saldo 
- also unter Berücksichtigung aUer Vorteile, Begünstigungen und Befreiungen -
im unterschiedlichen Umfange staatlichen Belastungen unterliegt und durch solche 
Maßnahmen in seiner Eigenwirtschaftlichkeit und damit in 5'einer W,ettbewerbs", 
fähigkeit gegenüber anderen Y,erkehrsträgern beeinträchtigt wird. 
Bei der Eis,enbahn muß bei der U nzumutbark,eit auch 'die M ö g li c h k ei t d ,e s 
in te r n ,e n Aus g 1 ,e ich s berücksichtigt werden. Infolge ihrer Marktposition 
hatte sie in der Zeit illf,es Monopols eine praktisch nicht ausschöpfbare Möglich", 
keit zur PreisdiHer,enzierung. Nach der \Vandlung des Marktbildes bleibt ihr 
diese Möglichkeit nunmehr nur in beschränkterem Rahmen. Es ist völlig ein", 
seitig und muß zu falschen Ergebnissen .führen, wenn man nur die Belastungen 
betrachtet, die sich unter den g,enannten Prämissen aus der gemeinwirtschaft", 
lichen Y,erk,ehrsbedienung ,ergeben, den Gegenposten aber, nämlich die den Eisen" 
bahnen gegebene Möglichk,eit des eigenen Ausgleichs unberücksichtigt läßt. 
Bei der Eisenbahn beinhaltet die gemeinwirtschaftliehe: Verk,ehrsbedienung im 
Prinzip die Alimentierung für den Bahnbetrieb unrentabler, für die Yolkswirt" 
schaft aber notwendiger Transportleistungen durch g'ewinnbringende Transpürt", 
leistungen. Die Bahn ist nur in der Lage, aus übergeordneten G~nden Trans", 
portleistungen zu Unterkostentarif.en 'entgegen ihren eigenwirtschaftlichen Ueber", 
legungen durchzuführen, wenn und solange sie die Möglichkeit des internen 
Ausgleichs hat. Den Transportleistungen, die sIe fr,achtlich schonen süll, müssen 
Transporte gegenüberstehen, aus deren Frachterlösen sie den Ausgleich herbei", 
fühDen kann. Solange aber die Bahn solche ihr aufgezwungene Einn;ahme,,: 
schmälerungen anderen Verk,ehrskunden der Bahn durch Mehrfrachten auf", 
erlegen kann, kann von unzumutbar,en gemeinwirtschaftlichen Belastungen nicht 
gesprochen werden. Solange ste die Belastungen aus diesen subv,entionsbedürfti", 
gen Y,erk,ehren in ihrem in~ernen Erlösausgleich auffang,en kann, liegt auch keine 
Beeinträchtigung ihr,er Wdtbew:erbsfähigkdt gegenüber anderen Y,erk,ehrsträgern 
vor. Die Bahn kann nach den Geseben des Marktes auf die Dauer nur di,ejenigen 
Kunden mit dem zum Ausgleich nötigen Mehr an Frachten belasten, die sich der 
fr.achtlichen Auswirkung dieses internen Ausgleichs wegen fehlender ander'er 
Transportmöglichkeiten (oder wegen fehlender Markttranspar1enz) nichLentziehen 
können. Nicht die Bahn selbst, sondern diese Yerk,ehrskunden der Bahn tragen 
effektiv die sich aus den Subventionsverkehren ,ergehenden Belastungen. Die 
Bahn ist hier nur das Ins t rum e n t, . dessen sich der Staat bedient, um 
einen Ausgleich der BefördenmgsentgeIte herbeizuführen, den ,er für volkswirt", 
schaftlich ,erwünscht hält. 
Die Mittel, deDen sich der Staat bedient, um mit HiHe seines Instrumentes Eisen", 
bahn 'einen sülchen volkswirtschaftlichen Ausgleich der Beförderungs,entgelte 
herbeizuführ,en; sind ,einerslCits funktioneller Art. Sie bestehen in der der Bahn 
auferlegten Betriebs", und Beförderungspflicht. Andererseits sind die' staatlichen 
Mittel materieller Art. Hier umfassen sieden Tarifzwang (Tarifgleichheit, Unab .. 
dingbarkeit gemäß § 6 EVO).. DieSle staatlichen Auflagen können zwar eine 
Last sein, stellen als solche aber keine Belastungen dar, die die vier Vma3ls", 
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setzungenerfüllen. ~) Ursprünglich wurden diese staatlichen Auflagen eingeführt, 
um den Mißbrauch wirtschaftlicher Machtstellung der Eisenbahn zu verhindern. 
Sie wurden für ·erforderlich gehalten, um bei dem Mangel an Wettbewerb 
vom Eisenhahnmonopolisten diktierte Beförderungsprdse zu verhindern und 
die Eisenbahnkunden vor einer volkswirtschaftlich unzulässigen Ausnutzung zu 
schützen. Sie wurden ferner ·erforderlich als Gegenwicht gegen sonstige betriebs" 
ökonomische Einseitigkeiten der Eis·enbahn, so z. B. zur Beseitigung unlauterer 
Wettbewerbsmethodenanderen Yerkehrsträg·ern gegenüber. Sie wurden not" 
wendig; um die Eisenbahnen daran zu hindern, im Zuge eines übersteigerten 
Erwerbsstrebens nur ganz rentable Verkehre zu betreiben und es dabei zu unter" 
lassen, die Yerkehrsbedürfniss·e der wirtschaftsschwachen Gebiete zu befriedigen. 

Solange die Eisenbahn noch im Landverkehr ihre Moonopolstellung besaß, spielten 
für sie die aus der gemeinwirtschaftlichen Y.erkehrsbedienung resultierenden 
gemeinwirtschaftlichen Belastungen k,eine Rolle. Sie konnte in ihrem internen 

8) Der Ta r i f z w a n g isL solange kein() Belas'Lting, als die Tarifo in i.hrt1r GcsmnlheoiL die r,Gesatlll­
kostender Bahn deckeIl. Bin entgangener MOllopolgmvinn kann keine Belastung im Simw ,einer 
unzumuLharen Ildtinderung der \V etLhelV'Ürbs,fähigh~it bedeuLen. Von eins<~i,Ligen Belastungen kann 
hier nicht gesprochen werden, da <lJuch Binncnsahi·ffa'hrt und gClVc:rblicher Güterfernverkehr dem 
gleichen Tarifzwang unterliegen. Dagegen ist der \Verkverkehr tal'liflich nicht gebunden. Hieraus 
ergibt sich die Notwendigkei,t, die dre;i gebundclnen öffentlichen Verkehrsträger durch gcoignete 
staatlicho Maßnahmen vor dem ungebundenen \Verkvc.rkehr abzuschirmen (vgl. besondere 130-
förderungsLeuer) . 
Die GLeichhoit der Tarife im Baum el'streckt sich prakLisdl nur auf den ummer kleiner ",verdenden 
Sektor der Hegdtarife der Bahn und ihre wonigen allgemDinen Ausnahmolarife, dio in Form von 
prolJantualen Abschlligen von d·en Hegelklass.en regclm:ißig gehildet sind. Die we,itergeh~mJ.en Be­
günstigungen für bestimmte Giiterverkdlre und \Virt;chaftsgebiDte durch besondere Ausnahmo­
tarifo bedeuten im Prinzip oine Aufga.be dil\5or 'l'arifgleichhcilt. Nach der Tarifpraxi(';. darf die 
Bundeshahn - olme gegen diesen Grundsatz zu ver&toßen - ihre; Ausnalmwlarife sowc·it diffDren­
zieren und i1\1'1~ AnwDndungsbedingungen so .,tellen, daß im Grenzfall Dinwlne Tarife praktisch nur 
aUI eino einzige Firma ZtIgesclmittcn sind. Solchen AushallllwlariJen, di.e de facta eine Schlochtor­
stellung aUer V()r.frachLer bedeuten, die diese auf den Einzelfall zugeschnittenen Büdingungen ni.cht 
erfüHen können, wird di·e staatliche Genehmigung nicht versagt. Verboten i6t. praktisch nur die 
gehoimo Einräulllung von Frachtvorteilen. 
Die B 0 f ö r d·e l' IU n g s p f I ich t skHte in der Zeit, als di,e Eit,enbahn noch ein Landmonopol 
hc~aß, oino Last dar. Si·e wirkte sich schmälernd au'f ihren Monopolgewi'nn aus. In der' heuLigen 
veränderLen \Vdtbewerbslage, in der das Lauunfl'Saufkommon von den drei öffentlichen Verkehrs­
trägern und dem \Verkverkehr slark umkämpft wird, stdlt diese Verpflichtung keine Belastung 

I dar, zumal die Bunur)shahn. koine uneingeschränkte Beförderungspflicht etwa illl dem Si.lIlne hat, 
dae, von ihr verlangt wird, sich in ,ihrem Belrileb so oi.Il7JUric'hlen, da(~ ",i,o aUen Transportanford.e~ 
rungen gonügen kann. Die in Zeiten des Spi,tzenverkehrs bei der Bahn angeforderten, von ihr aber 
liicht ge.stellten \Vagen - die sogenannten Wglichen Ausfälle in der \Vagenges.Lellung - 1;c.igOll dies. 
Die Beförderungspflicht bdnhaltet nur, daß die Bahn im nahmen ihrer Transporlmögloichkeliten 
ihro Dienste für alle in gleicher \Vei'se zur Vorfügung stellen muß und nicht einem Befrachte.r 
dill Beförderung verweigern kann, dilO sie l,i,nem anderen gewährt. \Venn di·e Bahn darüber hinaus 
vom Staat angehalLcn wirtl, in Zeiten der Spitwnanfonlerungen I>estimmte Vcrkehl'O mit Vorrang 
zu bedienen, kann sich im einzelnen din Situation ergoben. daß &ic· frachtungünsl:ilge VerkdIl"l} 
unter V;erl;icht auf frachlgünS'lige Verkehre bedienen muß. Die sich hieraus ergebenden Nachleilo 
~ind aber nicht Ausfluß der Berönlerungspfliehl. Sie S'i.n,l tarifarisd1C Fragen, di() mit .tem Niveau 
dieser Tarifo zusammenhängen. Im ührigen kann in Zeiten von Verkehrsnolstlinden auch z. B. 'in 
der llinnenschiffahrt durch staatliche Verkehrslcnkungsmaßnaaunen yorgcschri·ebcll werden, was 
sio zu fahren hat (vergl. Kriegsjahro). Das Binnenschiffsyü.rkehrsgcsc.fZ s',eM hei Notständen slaal­
liehe Bingriffe vor, die prakLisch auf eine Beförderungspflicht Qn der Ilinnensdtiffahrt hinauslaufen. 
Di.) Be tri 0() h L~ P f 1 ich t h-esagL, daß die Bahn von sich aus den lletrilcb auf ·einer unrentablen 
Strecki) nicht ·eillos·tc]],en kann. Sie 'hellal'f hierzu der staatlichen Genehmigung, (Iic vidfach an dem 
Einspruch der politischen Inslan7.en scheitert. In diesmn FaUe entsLehen dann Belastungen aus der 
Betrliebspf1ichl. Genel'ell, so 7.. B. auf den renlabIen Strecken, kann von einer Bfliastung aus dieser 
Auflage keino Hede s,)in. Nach Angabe der Bundesbahn ergibt sich bei der Gegenübel'stellung der 
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Kosten" und Erlösausgleich die Mindereinnahmen aus der gemeinwirtschaftlichen 
Yerkehrsbediemmg lOhne weiteres durch M,ehreinnahmen frachtgünstiger Y,er" 
kehre .ausgleichen und darüber hinaus sogar no,ch Gewinne ,erzielen. D.er Kon~ 
kurrent Binnenschiffahrt störte die Eisenbahn bei ihrer gemeinwirtschaftlichen 
Betätigung nicht. Gegenüber dem ,engmaschigen Netz der Eisenbahn ist die 
Binnensclüffahrt auf die wenigen Verk·ehrsrelationen angewiesen, die ihr durch 
Bau und Ausbau der Wasserstraßen vorgezeichnet sind. Nach ihrer Aufgaben" 
stellung befördert sie in erster Linie die Güter, denen die Eisenbahn eine fracht" 
liche Schonung zuteil werden läßt, während sie andererseits an den fracht" 
günstigen, zum Ausgleich stärker belasteten Gütern nur dnen bescheidenen 
Anteil hat. Im Ganzen stellt 'dieses g'emeinwirtschaftlidie Tarifsystem für die 
Binnenschiffahrt in einem weit größeren Ausmaß eine Belastung dar, als es ~für 
sie Vorteile bringt. D) 
Die Lage änderte sich grundlegend, als der Kraftwagen als ·ernster W·ettbewerber 
auf dem Verkehrsmarkt auftrat. Ihm steht ein 'wesentlich dichteres Verkehrsnetz 
als der Eisenbahn zur Y.erfügung. Er bietet'di·e YIQrteile des Haus"Haus"Y,erkehrs. 
In regionaler Hinsicht tritt ,er überall als Konkurrent au"f, wo ,es Eisenbahnen gibt, 
und bezüglich der Transportgüter gilt sein besonderes Interesse den im Rahme.n 
des gemeinwirtschaftlichen Tarifsystems der Bahn im Y.ergleich zu den Kosten 
des BahntransPIQrts frachtlich stärker belasteten Verkehren. :~ . 
Ohne ,daß man den Kr.aftwagenunternehmern damit den geringsten Yürwurf 
machen kann, rüttelte das neue Y,erkehrsmittel an dem bisherigen Ausgleichs" 

anteiligen Ko.9ten und Einnahmen ihres gesamlen NohenbahnclIYDrkehrs c,inü Unterbilanz. Ob 8ich 
damit aber eine Belas.tung ergiht, hängt auch hier wied·orum von den Ausglcidlsmöglichke·i,ten ab. 
Eine isolierte Betrachtung des Nebcnbahnenverkdhrs ist nicht angängig. Bs murs auch ihr Zu­
bringerwert für (~a', IIauptnülz herücksichtigt werden. Bei der Aufgabe d'e,s Nchenhahnen~etz~"S 
zur lle,citigung der lüer behaupteten Unterbilanz würden auch Verkehre verloren gehen, dlO hl' 
dahin von den Nebenbahnen auf die Hauptstrecken ühcrgi·ngen und hier sehr rentabel gefahren 
werden konntell. . \Vcnn dksür Zubringerwe~·t des Nehenbahnenve-rhhrs für das I1auptndz grö[~er 
ist als die UnLerbilanzdes reinen Nebenbalmenvcrkehrs, kann von 'Belastungen aus dem Nebcn­
hahnenverkdlr nidlt gesprochen werden. In diesem Falle würd-e. sich hei StiUegung des gesamten 
Ncbcnhahnenverkehrs - also bei Abnahme der l,ohaupteton Bcl.astungen - die finanzi·eIlc Lage 
der Bahn noch v·ers·c!hlechtern. Oh eine solche ·Siluation gegeben ist, ist ei.n,e hier llic111 w unter-
suchende Tatfrago. . 
9) Ich teite dlie Auffassung von S~llUlz-Kiesow in keiner \Veis,e, wenn er behauptet, daß. - wie 
. der Kraftwagen - auch. die Binnenschiffahrt Nul7.lließer des gemeinwirtschaftlichen TariTsyslems, 
insbesondere der Gle·ichtari,fi,ernng ,im Baum SoC,i und JH~:do Verkdlrsträgcr i,nfolge dios:~s Tarif-
5y~tcms in wirtschaftlich nicht zu rcchtferl,i.gender \V oi.s·c an Bedeulung gegenüber der Bahn ge­
wonnen und infolgedcss·en deren geme;nwirtschaftlidlC Verkchrshed.i·cnung ausgehöhlt hütten (vergl. 
Professor Dr. Paul Schulz-Kic_,mv: "Zur Frage llcr Aufgahenleilung zwischen Schiene und 
Straßo" in Forschung und Sitznngsberichle der Akatlemie für .Haurnforschung und Lande,planung. 
Band IV/195G"Walter Dorn Verlag, Bremen). 

; Ohne, Zweifel hat di,c. Binnenschiffahrt aus der gem(}i~m,il'l.~dlaft1ichen Tal~fpolitik ,leI' Bahn. 
soweit C~ dio Gleichlar.ifierllng im Baum !>cü'iUt, ge",;ls'se Vorteile gehabt. Diese Gleichlnrifierung 
im Haum beschränkt sich aber praktis.ch auf die Hegeltarife und di.c allgemei.nen Allsnahmela~i fe, 
dill schon 00; der Bahll, gernes~,!n an den Beförderllngsmengcn un,l den Einnahmen. längst Incht 
di .. "ell>C Bedeutung haben wie die übrigen Ausnahrneta11i[o. Di·e Güter, die zu dic3cn TariJcn ge­
fahren werden, spielen in der Binnensch~fEahrtorst recht oine völlig untergeordnete HoHe. Die 

, V;)rtoil;~, dlio dio() Binnenschiffahrt daraus zieht, s.ind sdlOn tle.shalb nicht besonders gro[~. Bei der 
Viehahl der ührigen Ansnalundarife, die di'Ü Binnemchiffahrt als- 'Vettbewerhsgröße im sLarktln 
l\Iaßo berühl'en, weil s',e gerade in ,solchen Helationcn gewährt wenhm, in llenen di'Ü Schiffahl't 
verkehrt. ist aber diu Gleichlarifi.erung im Baum wc,itgehend dm·chbrochcn. Sie übcn mit ill1'en 
niedrigen Frachlsätzen einen sUilllligen Druck auf dilC BinllpllSc!l'iffsfrachLon aus. Da di,pse' Ilicdrigo.n 
Frachlslltw aber weitgehend mit gomeimvirtschaftli.chen l\loll'YCIl begründet wer,lcn, hedeutet ,l~e 
gemeinwirtschaftliehe Tarifpolitik der Bahn in wliit größerem Ausmaß eine Belastung für (he 
Schiffahrt, als die Gleichtarifierung J>Cim Hegellarif für slie Vorteile mit l>ich hringt. 
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system der Bahn und damit an der bisher praktizierten gemeinwirtschaftlichen 
Verkehrsbedienung, weil ,er gerade die Transporte !an sich wg, die die Bahn 
zur Alimentierung ihrer gemeinwirtschaftlichen Aufgaben benötigte. 
I1adurch daß der Kraftwagen zudem durch den Staat unter völliger Yernach" 
lässigung-der unterschiedlichen Kostenstruktur der beiden Yerkdlrsträger an das 
Eisenbahntarifsystem gekettet wurde, kam 'er vor dem Abbau des Tarifniveaus 
der ober!en Wagenladungsklass,en in den Genuß beträchtlicher DiHer'enzialrenten. 
Die sich ihm hier bietende Spanne zwischen seinen Kosten und den crzLelbaren 
Preisen konnte er zur Stärkung seiner Marktposition ausnutzen. 
Es ist nicht zu bestreiten, daß durch das Auftreten der Kraftwagenkonkurrenz 
der fr~ihere Kosten" und Erlösausgleich der Bahn in dem bisherigen Umfange 
infrage gestellt wurde. Ueber den Kraftwagen - sei es nun der gewerbliche. 
Kraftverkehr ,oder der Werkverkehr 10) -entzog sich ein Teil der frachtlich 
stärker belasteten Kunden der Bahn diesem Ausgleich. Die Entwicklung des 
Kraftverkehrs führte zu einer Schmälerung der Basis des bis dahiI?- durchgeführten 
Verkehrslastenausgleichs. Bei unv,eränderter Beibehaltung der zu alimentierenden 
V,erkehrsleistungen kann die Bahn nunmehr dnen ,Tdl der ihr hierbeientste" 
henden Lasten nicht mehr auf ihre Kunden abwälzen, die sich bis dahin wegen 
der fehlenden Konkurrenz dieser Mehrbelastungen nicht ,entziehen konnten. 
Die Bahn muß diesen Teil nun selbst tragen. Dadurch fühlt sie sich in ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit beschränkt. So konnte überhaupt erst dn Problem 
der unzumutbaren gemeinwirtschaftlichen Belastungen auftreten. 
So sehen wir, daß auch in dieser v,eränderten Wettbewerbssituation das Problem 
der gemeinwirtschaftlichen Yerkehrsbedienung und der gemeinwirtschaftlichen 
Belastungen ein Problem der Wdtbewerbsordnung ist. 11) 
Die Betätigung des Kraftwagens und das Ausmaß der gemeinwirtschaftlich:en 
Betätigung der Eisenbahn stehen in enger Wechsdbeziehung zueinander. Die 
Binnenschiffahrt wird dadurch mit erfaßt, daß die Eis,enbahn mit Hilfe vieler 
Ausnahmetarife im Einflußbereich der Wasserstraßen versucht, den Druck, den 
der neue Konkurrent auf sie ausübt, auf die Binnenschiffahrt weiterzugeben. 
Man kann nicht zu dem Problem der gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrshedienung 
Stellung nehmen, ohne sich zu ihrem bei dem geänderten Marktbild möglichen 
Umfang zu äußern. 12) 

10) Es muß hierhei betont wenIml, daß es >n ersler Linno der yon aUen Bindungen frei gelaS&CHe 
Werkverkehr ist, d"r Jen internen KoslonausgIevch der BaIm angegriffen hat und noch angre,i,ft. 
11) Bei den politmehen, hotriehsfrcmden L1slLelll ll>cgen diu Verhältnis,se amI crs. 8<'0 sind im Ge",·n­
satz hiürzu von auß'cn hor dor Bahn im Zuge dor Krvl'gsfolgCl ,auforlegt worden. Die Fra"'[~,o in­
w>cweit SVI} Auswirkungen auf die vV.etlhowerhsfähn,gkoit haben, hängt VOll dem jeweilin-ell °vVürt­
sc.hafts- und Finan7Js'talus d-er Bahn ab. Einem SlaatsunLernehmen, das G-ewinnc zu erzi-elen in der 
Lago, ist, können solche politischen Belastungen durchaus aufgühiirdel werden. Einem Staatsuntpr­
nehmen, das im Defizit slüht, sollle der Slaat solch<} Belastllngon almehmen. vVie das geschi'l1ht, 
ist -eine Frage, die di,e zuslällll~gen Instanzen angeht. Selhs,tvOl'sLändlich müßten hiern-en-ell d,ie 
Zu\\endungen des Staates an die Bundesbahü (vorgI. die jiihrlidh im Bunde8haushalt vor~e~ehencn 
Mittel), -soweit -es sich nicht um rückzuzahLolllb mid Honnal zu ver",~nsende Kl'Odi,tc handelt, auf­
gerechnet w-erden. 'Venn der Bahn an verlorßt1en Zuschüs"'Jn mehr gegeben wird, als den echten 
poIitisc.hen Bdastungcn cntspricht, trcLen wiederum neue l\1arktvcrfäIsehungen au'f. Pm <li,es zu 
verhind-ern, müßten hi-erhei auch die von den anderen Verkehrsträgern zu tragenllen poJ.~lischen 
Belaslungen geprüft und berücksichtigt. werden. 
12) Der Sachversländigenaus~chuß hat für seine Unlersuchung einfach untersteHt, daß die gclllein­
wirlschaftlüche Verke1u'shcdi';nung im heutigen Umfange VOll der Bahn verlangt wird. Die für 
die jetzt entstehonden verkehrspolitischen Entscheidungen wichtige Frage, ob die sidlthar go­
wordenen Belaslungon z. B. durch tarifpolitische Maßnahmen ausb'Dglichen, oder ob der Umfang 
der g-emeinwirtschaftlichen Verkehrslm.lienung einges'Chränkt werden muß, blieb infolgedessen offen. 
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II. GJ:lenzen de:.- gemeinwidschaftlichen Verkehrsbedienung 

Bei den zu treffenden verkehrspolitischen Entscheidungen geht es darum, ob 
und inwieweit bei A'enderungen der Lage der Bahn, z. B. durch Mehrverkehr. 
aus der wirtschaftlichen Entwicklung, oder aus der Rückwanderung von der 
Straße zur Schiene als Folge von volkswirtschaftlich zu rechtf,ertigenden Kosten" 
erhöhungen für den Kraftwagen, 0) .oder durch Y,erändenmg der Eisenbahntarife 
und ",kosten, der interne Ausgleich der Bahn wi,eder funktionsfähig gemacht 
werden kann, so 'daß die mit der gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrsbedienung 
verbundene Einnahmeschmälel"ung ausgeglichen und daher nicht mehr als unzu" 
mutbar bezeichnet werden kann. \'Venn man der technischen W,eiterentwicklung 
im Yerk'ehrswesen gerecht werden, die Gemeinwlrtschaftlichkeit im Prinzip retten 
und die Y,erkehrsträger gesund machen will, gilt 'es, die Grenzen der gemein" 
wirtschaftlichen Verkehrsbedingungen zu ,erkennen und aus dieser N euorientie" 
rung die Verkehrspolitik zu gestalten. 

Nur wirtschaftlich gesunde Verkehrsträger, die ihre Gesamtkosten durch ihre 
Einnahmen decken, können auf die Dauer 'eine gemeinwirtschaftliche Yerkehrs" 
bedienung vornehmen. Mit der gemeinwutschaftlichen Verkehrshedienung im 
hier lerörteten Sinne sind Belastungen d. h. also Kosten verbunden. Auch diese 
müssen in dem internen Ausgleich aufgdangen werden. Grundsätzlich gilt dies 
für alle Y,erkehrsträger. Die Gemeinschaftlichkeit der Verkehrspolitik muß somit 
dort ihre Grenz,e finden, \ViO d:i!e E i g le n wir t s c h a f t1 ich k!Ci t de r Y er", 
k,e h r s t r ä g-e r gefährdet wird. W'enn die vielfach als "gemeinwirtschaftlich',' 
bezeichnete Tarifpolitik darauf hinausläuft, die Substanz der Y,erkehrsmittel zu 
opfern, um die Wirtschaft zu subv,entionieren, m. a. W., wenn die Transport" 
leistungen in ihrer Gesamtheit, gemessen an dem dafür notwendigen Aufwand, 
zu billig zur Verfügung gestellt werden, wird das Prinzip der Gemein" 
wirtschaftlichkeit ad absurdum geführt. Das Ziel der gemeinwirtschaftli~hen 
Verkehrspolitik ist, die Volkswirtschaft als Ganzes zu fördern. Diese Förderung 
darf dann aber nicht die Existenz der Verkehrsmittel als einen T'eU der Y,olks" 
wirtschaft gefährden. 11) 

Wir stellten f,est, daß die Situation der Eisenbahn nun dadurch gekennzeichnet 
ist, daß ihre internen Ausgleichsmöglichkeit,en mit dem Auftreten der Kraft" 
wagenkonkurr,enz wesentlich dngeschränkt wurden. Neben dem Neuv,erkehr, 
den der Kraftwagen dank seiner besonder,en Ldstungs" und W,esenseigentümlich" 
keiten mit sich brachte, übernahm ,er zum 'erheblichen Tdl auch Funktionen, 
die bis dahin v,on der Eisenbahn wahrgenommen wurden. Er verursachte aber 
nicht nur eine Abwanderung' vlon der Schiene auf die Straße, sondern er 
verringerte auch gleichzeitig die PreisdiHer,enzierungsmöglichkeiten der Eisenbahn 
und im gleichen Umfange ihre Ausgleichsmöglichkeiten. W,enn man den Ein" 
fluß der' Klonkurr:enz des Kraftwagens ,auf die Prdsbildung der Eisenbahn in 
seiner Gesamtheit überblickt, zleigt sich, daß de facto die Tarifdiffel'enzierungs" 
möglichkeiten im R,egeltarif auf die Hälfte zusammenschrumpften. 15) 

13) Also ohne künstliche Behinderung des Kraftwab'Dns in seinen nÜ'täti,gung~rnöglich~(Citen. 
14) Yergl. hierzu Denkschrift des Zeutralaufl'iClmsses der Deutschen Bmnensc1nffahrl: "Die 
Binnenschiffahrt zur Neuordnung dcs Deutsol!eu Verkehrs", S. 13 fI. 

15) Der Verfasser hat sich mit di,e&ern Thema in e,üner Abhandlung "Der Einfluß der Konkurrenz 
des Kraftwagens auf die Preishildung <1er Eisenhahn" im Jahrhuch "Deutsche Straße 1955" (Ver-­
kdlrs- 'Und Wirtschaflsverlag Düssddorf) befa[~t. 
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Vor den tarifarischen Abwehrmaßnahmen der Bahn dem neuen Wettbewerber 
gegenüber zahhe ,ein Gut der Klasse A fast den 4~fachen Preis: als ein Gut der 
Klasse G, heute dagegen noch nicht einmal das doppelte. 16) 
Die Bahn l1<1t.zwar nach wie ViQf noch die Möglichhit bei den dnzdnen Güter" 
klassen die Tarife nach der Nachfrageelastizität zu differenzieren (z. Zt. beträgt 
das Frachtspannenverhältnis zwischen A und G 100 : 57). Die Möglichkeiten der 
Frachtbelastung eines Gutes werden aber nicht mehr allein durch die geringer~ 
oder größere Nachfrageelastizität der beförderten Güter bestimmt, sondern neben 
diesem Faktor ist nunmehr auch die Substitutionselastizität der Bahntransporte 
durch Kraftwagentransporte zu berücksichtigen. In der Nahentfernung wurde 
die Tarifdifferenzierung praktisch so gut wie ganz beseitigt. 17) 

Wie sich im Zuge dieser l1JOtwendigen Tarifänderungen gleichzeitig die Aus", 
gleichsmöglichkeiten v1erringerten, zeigt der sinkende Anteil der Güter, die früher 
in starkem M:aße zum Ausgleich herangezog'en wurden, ist 'ersichtlich an' den 
Fr,achteinnahmen der Bahn. Die gesamten R'egeltarifgüter bringen heute nur noch 
ein Drittel der gesamten Frachtgüt.ereinnahmen, ohne den Stückgutverkehr, del' 
insgesamt defizitär ist. Die hochwertigen Güter der Klassen A-C dürften im 
Durchschnitt der letzten Jahre noch nicht einmal mit 10% am Frachtaufkommen 
beteiligt g,ewesen sein. 
Der Zwang, das Ausmaß der Tarifdifferenzierungeinzuschränken, liegt nicht 
nicht allein im Güterverkehr vor, auf dem Gebiete der Personentarife haben wir 
die gleiche Erscheinung. AnsteHe des 4~Klassensystems ist heute ein 2~Klass,en", 
system getreten, wobei der Anteil der heutigen ersten 'Klass,c (mit 2°10 aller 
Reisenden und 8% der Einnahmen) so begrenzt ist, daß man fast schon von 
ein 'e r Tarifklasse sprechen kann. 
Diese verringerten Tarifdifferenzierungen und der Y,erlust der hochwertigen 
Güter ist marktbedingt. Dies zeigt wieder, wie die Gesetz,e des M~arktes mächtiger 
sind als alle schönen Ideologien, Wünsche und Forderungen. 

, Aus dieser veränderten \X!dtbewerbslage zog der Staat aber nicht die unver" 
, meid lichen verkehrspolitischen Kons'equenzen. 
Da die Bahn auseig(!ner Kraft immer nur in der Lage ist, in . dem Rahmen 
gemeinwirtschaftlich zu handeln, in dem ihr Ausgleichsmöglichkeiten zur Ver", 
fügung stehen, steht die Verkehrspolitik vor der Frage, die über die verringerten 
Ausgleichsmöglichkeiten hinausgehenden gemeinwirtschaftlichen Belastungen 
entweder durch Einschränkung der gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrsbedienunCT 
abzubauen, 'Oder die Verkehrsträger für solche, ihre Wettbewerbsfähigkeit be: 
hindernden Belastungen schadlos zu halten, bzw. diejenigen Verkehrsträger, die 
geringere gel1leinwirtschaftliche Belastung,en zu tragen haben, mit einer Aus" 
gleichsmaßnahme zu beListen, um eine künstliche Verschiebung in der Wett", 
bewerbslage auszugleichen und so Marktv'erfälschungen im Verkehr zu v'ermeiden. 
Wie steht es nun mit der Möglichkeit der Realisierung dieser 3 Alternativen? 

\ . 
16) Dcr Frachisatz b<1trug l[l2G für du Gut der Klass,c A für 200 km Entfernung Bi\! 23,80, 
für 'oin Gut d<Jr Klass3 G Bi\-[ G,20; 1!J5G bdaufcn s,idl für die glcich<:n Leistungen di<J Frarht­
sälze auf DM 28,50 IJZ\v.DM lG,20. 

17) Heulo ~ind bei, 15 km Entf<Jrnung dj,!) Fra<\!rLen der Klasslen A-E absolut gleich; zlVisch~ll 
A 'und G, lwsleht nur noch ein{l Fl'uchispallI16 von 15 0/0. Dl'V 25 km is,t di<J Frachtbelaslung von 
A-D absolut gle,ich, di,c FrachtspanI1c zwischen A mal G !.>otrU,gt hi,er 17 Punktc. Mit zunehmend,'r 
Entfernung dehnt sich die Spannc aus und {lrrcicht lJci 200 km das, crwälmto Verhältnis 100:57 
und iS~nkt dann bis 800 km auf 100 :50 ab. 
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Die Idee der Aus gl ,e ich 's .1 b gab 'e ist im Prinzip in Deutschland beim 
W ,e r k ve r ke h r v,erwirklicht worden. Der Werkverkehr auf der Straße unter::: 
liegt keinen Beschränkl\ngen. Er ist weder konzessionspflichtig, noch kontingen~ 
tiert,er unterliegt keiner Tarifpflicht. Er wird auf d~e individuellen normalen 
Bedürfnisse des Unternehmens zugeschnitten. Im W,erkverkehr braucht der 
Unternehmer keine Transportraumreserven bereitzuhalten. Die Y,erkehrsspitzen 
zu bedienen, wird den öffentlichen Verkehrsträgern überlassen. 

Um die mit gemeinwirtschaftlichen Aufgaben belasteten öffentlichen Y,erkehrs~ 
träger gegen den freien ungebundenen W,erkverk,ehr im Interesse der Aufr'echt~ 
erhaltung der gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrsbedienung abzuschirmen, wird der 
W,erkfernverkehr zum Ausgleich für &e ihm 'eingeräumten Freiheiten mit einer 
zusätzlichen Beförderungssteuer belastet. Es ist dies natürlich kein genauer Aus" 
gleich, sondern eine ganz globale Regelung. Ob sie ausreicht, muß ihre Wirkung 
beweisen. Der Einwand der Wirtschaft gegen, diese steuerliche Ausgleichsmaß~ 
nahme ist zwar verständlich, aber keineswegs folgerichtig. W'enn gesagt wird, 
diese Maßnahmen belasten die Wirtschaft, verteuerten den Kraftwagen'Cinsatz 
im Werkverkehr und machten diesen zum Tdl unrentabel, so ist dies gerade die 
gewollte Wirkung. Die Wirtschaft muß sich darüber im klaren sein, daß ihre 
Forderung nach Aufrechterhaltung der gemeinwirtschaftlichen Tarifgestaltung 
unvereinbar ist mit der Forderung nach völliger Freiheit des Wei'kverkehrs, - in 
diesem Eall nach Befreiung der W,erkv,erkehrstreihenden von der besagten Aus~ 
gleichsbelastung. Die Wirtschaft, die die gemeinwirtschaftliehe Verkehrsbedie~ 
nung aufrechterhalten sehen möchte, hat hierzu dnentscheidendes Mittel in 'der 

. Hand, und zwar das einer maßvollen Anwendung des W,erkvlerkehrs. Sie muß 
klar erkennen, daß sie in dem Ausmaß, in dem sie den Kraftwagenwerksverkehr 
zu Verkehrsleistungen heranzieht, die den frachtlichen Ausgleich für den Sub~ 
ventionsverkehl' zu bringen haben, den notwendigen Ausgleich zerstört und 
in diesem Umfang die von ihr geforderte Tarifpolitik, die dezentralisierend' und 
die Randgebiete begünstigend wirken soll, unmöglich macht. Da es bei der Yiel~ 
zahl der hier in Betracht kommenden' W,erksverkehrsunternehmer unrealistisch 
ist, mit 'einem bloßen Appell zum Erfolg zu kommen -es 'ist ganz :natürlich, 
daß der einzelne Unternehmer unter deh gegehenen Daten für sich das Beste 
herauszuh'Ülen bestrebt ist - müssen 'eben aus dem besagten Grund die Daten 
so geändert werden, daß die gewollte Wirkung ,eines maßvollen W,erkverkdus 
zum Schutze der gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrsbedienung 'erreicht wird. Die 
Sonderbelastung des Werkv,erkdus ist der Preis, den die auf diese W,eis,e ihre 
Güter beförderriden Unternehmer für die Gemeinwirtschaftlichkeit zu entrichten 
haben. 

Der Gedanke, innerhalb der öHentlichen Verkehrsträger etwaige Unterschiede 
in einseitigen und unzumutbaren Belastungen durch eine Ausgleichsabgabe zu 
besdtigen; um auf diese WlCise Marktverfälschungen zu vermeiden, ist in Deutsch~ 
land viel 'erörtert worden. Der Tatbrestand läßt sichabel' auch nicht annährend 
feststellen. ~enn ,es schon nicht möglich ist, bei drem Einheitsunterndhmen 
Bundesbahn die gemeinwirtschaftlichen Belastungen zu ermitteln und hierüber 
in einem kleinen Sachverständigenkreis eine einheitliche Meinung herheizuführen, 
wie problematisch wird es erst dann, wenn man an di:e f,eststcllungen der gemein~ 
wirtschaftlichen Belastungen bei der Vielzahl der privatwirtschaftlich geführten 
Verkehrsunteruehmen in der Binnenschiffahrt und im Kraftwagengewerhe heran~ 
gehen würde.; Derartige Y,ersuche werden wohl immer in der Theorie stecken 
bleiben. 
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Worauf ,es ankommt, ist 'einseitige, unzumutbare Belastungen zu verhindern. Dies 
kann aucll_nicht auf dem Wege geschehen, daß der S ta a t die Y,erkehrsträger 
für der,artig,e Belastungen s c h a d los hält. Auch bei der veränderten Kon" 
kurrenzlage besteht das W,esen der gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedienung. 
weiterhin darin, daß die damit verbundenen Lasten innerhalb der Y,erkehrsträger 
aufgefangen werden müssen. W,enn die YerkehrsträgerEinnahmeverlusvc aus 
subventionsbedürftigen Yerkehr'en durch den Staat ,ersetzt bekommen, - diese 
R,egelung dürfte ja nicht nur für die Bahn allein Platz g11,eifen, sondern dann 
für ,alle Y'erkehrsträger - wäre wohl jeder Y,erkehrsträger bereit, in }ede'r Hinsicht 
gemeinwirtschaftliehe Konzessionen zu machen, z. B. : verbilligte Frachten ein" 
zuräumen, wenn ,es möglich ist, den Unterschiedsbetrag gegenüber den n'Ürmalen 
Fr,achten, d. h., die entstehenden Einnahmeausfälle durch den Staat ersetzt zu 
bekommen. . 

i\XT,eshalb soll dann der Staat erst den Umweg über die Verkehrsträger machen? 
p.ann wäre es für ihn wesentlicheinfach(er - und auch der Oeffenfili,chkei1 
gegenüber ,ehrlicher, die zu begünstigenden Verkehrsteilnehmer direkt zu sub" 
ventionieren. 

Eine Subvenüonierung durch staatliche Zuschüsse an die Y'erkehrsträger müßte 
letztlich zur Unwirtschaftlichkeit und damit zu Pl'Oduktivitätsv:erlusten im Yer" 
kehr führen. Der Zwang zur Rationalisienmg würde gemildert oder gar beseitigt 
und das Verantwortungsgefühl ausg.ehöhlt. Außerdem würde die Gefahr wachsen, 
daß bestimmte Tarife unter dem Zeichen der Gemeinwirtschaftlichkeit 'Ohne Rück,:: 
sicht auf betriebswirtschaftliehe Ge~ebenheiten noch mehr herabg,esetzt würden, 
nicht zuletzt ,auch, um mit solchen subventionierten Tarifen unfaire \'{T,ettbewerbs" 
politik zu betreiben. Damit würde nur ein weiterer Stönmgsfaktor in der Yer" 
kehrsordnung . geschaffen. 

,Somit bleibt für die Y,erkehrspolitik nur die eine Alternative; >einseitige und 
unzumutbare gemeinwirtschaftliehe Belastungen dadurch zu verhindern, daß die 
sie verursachenden Fakt'Üren beseitigt werden. Die über die v'erringerten Aus" 
gleichsmöglichkeiten .hinausgehenden gemeinwirtschaftlichen Belastungen müssen 
durch Ein s ehr ä n ku n g der ge me i n wirt s c ha f t li ehe n Y e r k ehr s " 
be rd i 'e nun g abgebaut werden. 

W:enn die Bundesbahn nicht zu einem dauernden K:ostgäng.er des Staates werden 
soll, muß die gemeinwirtschaftliehe Y:erkehrsbedienung dort ihre Grenze finden, 
W'Ü unter Ausnutzung aller noch vorhandenen Ausgleichsmöglichk'eiten ,d~e 
Gesamtkostendeckung und damit die Eigenwirtschaftlichkeit des Unternehmens 
gefährdet ist. W,as über die S'Ü begrenzte Gemeinwirtschaftlichkeit hinaus an 
Fördenmgsmaßnahmen für die Volkswirtschaft als notwendig erachtet wird, ist 
ullmittelbar Aufgabe des Staates. Gemeinwirtschaftliehe F'orderungen, die diese 
Ausgleichsmöglichkeiten überschreiten, können dann nicht mehr versteckt mit 
dem Instrument Staatsbahn befriedigt werden, sie müssen dann vielmehr offen 
durch unmittelbar,e s ta a t 1 ich e Sub v e n ti 0 n e n an die notleidenden und 
unterstützungsbedürftig:en Y'erkehrsnutzer gewährt werden. Auf diese \'{T eise 
kann dann auch die Subv,enti'Ün auf die wirklich Unrerstützungsbedürftigen. 
beschränkt werden, was bei dem unrationellen Umweg über die Verkehrsmittel 
nicht möglich ist. 

I· 
I 
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Schluß: 
Mit den hier aufgez.eigten Gr'enz'en der gemeinwirtschaftlichen Y'erkehrsbedie" 
nung berühren wir eine der wichtigsten Entscheidungen, vor denen die deutsche 
Verkehrsp'Ülitik steht. Nachdem der bei dem Zusammenbruch des Deutschen 
Reiches völlig zerstörte Verkehrsapparat wieder aufg,ebaut wurde und die Wirt" 
schaft wieder über 'einen funktionsfähigen V'erkehrsapparat verfügen kann, hat 
die deutsche Verkehrspolitik zwei Hauptaufgaben zu erfüllen. 

Der ,erste Aufgabenkreis bezieht sich auf Probleme, die sich unter dem Begriff 
der wirtschaftlichen Gesundung des Y'erkehrsapparates in s:einer Gesamtheit wie 
in seinen Einzdteilen und unter 0 r d nun g de sAn g!e bot ,e s zusammen" 
fassen lassen. Um der Yolkswirtschaft dauerhaft einen leistungsfähigen Y,erkehrs" 
appar,at zu erhalten, muß eine angemessene Bezahlung der Leistung der Yerkehrs" 
träger gesichert sein. Um dabei den' Frachtk'Üstenaufwand der Wirtschaft 
so niedrig wie möglich zu halten, ist eine Ordnung innerhalb der einzelnen 
Verkehrsträger und eine volkswirtschaftlich zweckmäßige Zusammenarbeit der 
einzelnen Verkehrsträger untereinan:der unerläßlich. Der ruinös,e, dte \TIer kehrs" 
substanz aushöhlende Kampf der Y,erkehrsträger untereinander muß in einen 
echten Leistungswettbewerb umgewandelt werden. Einti Vorherrschaft .eines 
Verkehrsträgers darf ,es ebensowenig geben, wie die künstliche Unterdrückung 
eines anderen. Vielmehr muß die Y,erkehrspolitik von dem Grundsatz der Ein" 
heit des Y,erk'ehrs gdragen werden, der den Verkehr mit allen seinen Tdlen k1ls 
ein unteilbar:es Ganzes ansieht. Dilese K 0 0 r d i nie run g der Y e r k ehr s" 
tr ä g'e r ist wohl die erste und wichtigste Aufgabe der deutschen Yerkehrs" 
politik. Sie ist ,eine sehr schwierig,e Aufgabe, weil kein Produktionszweig eine 
so strukturelle Vielgestaltigkeit aufweist, wie der Y,erkehr. Schon dtes erschwert 
die große Ordriungsaufgabe auf der Angebotss:eite des Yerkehrsmarktes. 

Die Lösung dieses 'ersten Aufgabenkomplexes wird nunmehr dadurch ,erschwert, 
daß sie in .zunehmendem Maße in Kollision gerät mit der zweiten Aufgabe, idie 
Y,erkehrspolitik mit den Erfordernisslen der Staats" und Wirt" 
sc h a f t s P 10 1 i t i k . in Einklang zu bringen. Was sieh hierunter v,erbirgt, wurde 
einleitend bei der Begriffsbestimmung der g,emeinwirtschaftlichen Yerkehrs" 
bedienung 'erläutert. Stand die deutsche Verkehrspolitik schon in den vergange" 
nen Jahrz,ehnten wes,entlieh stärk,er als in den übrigen 'eul'lOpäischen Ländern in . 
dem Dienst dieser raum politischen und ges1ellschaftlichen Fmderung'en, so sind 
die Forderungen der Wirtschaft und der P'Ülitik auf Unterstützungen durch v,er" 
kehrspolitische Maßnahmen durch den unglücklichen Ausgang des 2. Wdtkrieges 
nQch in mannigfacher Hinsicht gestiegen. Neben den wirtschaftssehwach~n 
Gebieten fordern nun die durch die willkürliche Gr,enzziehung 'entstandenen 
Notstandgebiete längs des "Eisernen Y'Ürhangs" di'e Unterstützung durch den 
V,erkehr. Die deutschen Seehäfen verlangen zum Ausgleich für das verl'Ürene 
Hinterland v10n den Verkehrsträgern frachtliehe Opfer. Die Flüchtlingsländer, 
besQnders in den revierf,ernen Randg,ebieten 'erwarten Unterstützungsmaßnahmen 
auf' dem Y,erkehrssektor und so fort. . 

Das Dilemma ist aber, daß die Möglichkeiten, durch die V,erkehrspolitik und 
vor allem durch eine gemeinwirtschaftliehe Politik des Staatsunternehmens Bahn, 
zu helfen, geringer geworden sind: ". 

Ivlit dem Auftreten des Kraftwagens ist es nicht mehr in dem früh!er,en Maße 
möglich, dureheine differenzierte Eis,enbahntarifpQlitik Kostenausgleiehe gegen" 
über günstigeren Standorten zu schaffen. 
llg 2 
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Die bisher von dem Verkehr an die Wirtschaft g,ezahlten Subventionen müssen 
im Gegenteil eingeschränkt, werden, wenn der V'erkehr selbst .. wieder gesund 
werden soll. M.an muß nun einmal der durch den Kraftwagen geanderten Markt> 
lage Rechnung trag,en und 'erkennen, daß die Eisenbahn nicht mehr in dem 
frühe])en Maß.e das Instrument für :einen volkswirtschaftlich ,erwünschten V'er~ 
kehrslastenausgleich ist. Dies,es Instrument ist wesentlich stumpfer geworden. 
Mit dem Auftreten des 'neuen V,erkehrszw,eiges, dem die Bahn bestimmte Funk~ 
tionen abtreten muß, - das ist bei jedem technischen Fortschritt so 18) - ist ihr 
Betätigungsfeld enger geworden als in der Zeit, da s1e den Landverkehr be~ 
herrschte. Aus den damit verbundenen Ausgleichsmäglichkeiten gilt 'es, die auf 
die Dauer unvermeidliche v,erkehrspolitische Konsequenz einer notwendigen Ein~ 
schränkung der gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedienung durch die Bahn und 
damit .eine Begrenzung ihrer gemeinwirtschaftlichen Belastungen auf das nunmehr 
zumutbare Maß zu ziehen. 

Mit dieser Forderung ist kein Urteil über die raumpolitischen Ziele, über die 
Unterstützungsnotwendigkeiten der ,oben zitierten Art abgegeben. D~s si~d 
politische Fragen, die die I?oliti~chen .Instan.zen zu.,entscheid7n habel?;' I:I1er .. soll 
nur gesagt sein, daß das bIsherIge Mittel, dl'eses ZIel zu ,erreIchen, nam~lch uber 
das Staatsinstrument Eisenbahn, nur noch in einem beschränkt,er'en Maße ange~ 
wendet' werden, kann. Soweit es sich um -eine volkswirtschaftlich förderungs~ 
werte Unterstützung von bestimmten Güterverkehr-en und Wirtschaftsgebieten 
handelt, muß man im übrigen den Wieg 'der direkten -Subventionierung der 
betreffenden V,erkehrsnutzer durch den Staat wählen. 

Früher waren es drei Faktoren, die die industrielle Standortbildung beeinflußten 
. und in Richtung einer Dezentralisierung und ,einer Stärkung der wirtschafw 
- schwachen Gebiete begünstigten: die regionalen Lohnunterschiede, die Unter" 

schiede in den lokalen Steuern und die Ausgleichsrnaßnahmen über den Ver" 
k,ehrssektor, insbesonder,e über Eis,enbahntarife. Die beiden ersten Fakto])en sind 
nur noch in ,einem viel kleineren Umfang wirksam als früher. Man hat !>ich 
damit abfinden müssen: Ebenso wird man dte .eingeschränkter,en Möglichkeiten, 
durch den dritten Faktor zu helfen, hinnehmen müssen. 

Die Wirtschaft kann sich hierüber zuletzt beklagen. Durch den Uehergajllg 
, zum W,erkvlerkehr ist sie beswebt, sich von dem Preis f])eizuzeichnen, der für 
die volkswirtschaftlich lerstr,ebenswerte Standort> und Raumpolitik -entrichtet 
!werden muß, und den sie 'früher über lerhöhte Tarife bei den frachtunempfLnd" 
Hche:ven V,erkehr,en auch bezahlt hat. 

Wie in der Wirts.chaft, so kann auch' im Verkem auf die Dauler nichts ver'" 
schenkt werden. Auch die gemeinwirtschaftliche V,erkehrsbedienung v,erursacht 
Kost,en, die irgenclwie beglichen werden :jIlüssen. Können sie dk Verkehrsträger 
nicht mehl' intern ausgleichen, dann muß man den überschießenden Teil der 
Allgemeinheit im Wege der offenen Subventionierung aufbürden. .i\endert man 
an dem derzdtigen Zustand zuweitg1ehender Subv,entionierung der Wirtschaft 
über die Frachten nichts, dann kann der Substanzv,erzlehr der V,erkehrsträger 
nicht vermieden werden. Damit ist aber der Wirtschaft auf die Dauer in keiner 

, Weise gedient. ' ( r 

18) Das gilt aUiCh für den Fall, daß diQ, VelihältI~~sSle ·auf dem IVe:rkehrsmarkt in jed()r IIir;s,icht 
geordnet ~ind, und keinerlei Marktver!älschungen mehr vorliegen. 
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Man muß erkennen, daß die Tarife der V,erkehrsträger nicht nur dn Mittel zur 
räumlichen Ordnung der Wirtschaft sind, sondern daß die Tarife 'einen. Preis 
darstellen, mit dessen Hilf,e der 'Wutev,erzehr, mit ander,en Worten Kosten, 
ersetzt werden müssen, wenn die Verkehrsunternehmen wlrtschaftlichgesund 
arbeiten sollen. ,Es gilt, die Ueherspitzung dnes volkswirtschaftlich g,esunden 
Prinzips zu vermeiden und bei gnmdsätzlicher, Beibehaltung der gemeinwirt" 
schaftlichen V,erkehrsbedienung wieder einen funktionsfähigen Verkehrslasten" 
ausgleich herbeizuführen. Dies,er ist dann gegeben,' wenn die Belastungen die 
Ausgleichsmöglichkeiten nicht übersteigel?-' Dann ist auch die Existenz der V,er" 
kehrsträger durch :eine so hegr,enzte Gemeinwirtschaftlichkeit nicht mehr bedroht. 
Ist dieser V,erkehrslastenausgleich bei den einzelnen v.erkehrsmitteln herbe~ 
geführt, so gibt ,es keine unzumutbaren g,emeinwirtschaftlichcn Belastungen ~e~r, 
die den :einen V,erkehrsträger gegenüber den anderen in seiner Wettbewerbsfahlg" 
keit beeinträchtigen und :einer gesunden Ordnung im V,erkehr ,entgegenstehen. 
D.ann gibt es aus diesem Grunde keine marktfälschenden Maßnahmen mehr, 
di:e das Gleichg,ewicht im Wettbewerb: der Verkehrszweige stören könnten. 
Dann löst sich das Problem der einseitigen, unzumutbaren Belastungen von selbst, 
weil ,es dann keine mehr gibt. 

Es ist 'Sache der betl10ffenen V,erkehrsträg,er - in 'erster Linie der Bundesbahn -
sich den verantwortlichen Stellen gegenüber zu äußern, in welchem Ausmaß 
sie gemeinwirtschaftliche Belastungen für tragbar und damit zumutbar halten. 


